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Unsere Jugend verfügt über die nötige politische Reife 
Der Landtag wird sich in seiner nächsten Sitzung mit dem Stimm- und Wahlrechtsalter beschäftigten -Anlass  bildete ein FBP-Vorstoss 

( G . M . )  - Eine Motion der FBP-Frak-
tion wird voraussichtlich in absehbarer 
Zeit konkrete Früchte in unserer (Gesell
schaft tragen: Die  FBP-Fraktion reichte 
vor ziemlich genau zwei Jahren im Land
tag eine Motion zur Herabsetzung des 
Stimm- und Wahlrechtsalters auf 18 Jah
re ein, die nun am Mittwoch oder Don
nerstag den Landtag erneut beschäftigen 
wird. Nachdem beide Fraktionen im 
Landtag eine Volksabstimmung in dieser 
Frage erwähnt haben, dürfte letztlich 
wohl die Bürgerin und Bürger ent
scheiden. 

«Die Mehrheit der  18- bis 20jährigen 
steht vollverantwortlich im Berufs- und 
Erwerbsleben mit den sich daraus erge
benden Rechten und Pflichten.» Mit die
sen Worten begründete die FBP-Fraktion 
1990 die Motion zur Senkung des Stimm-
und Wahlrechtsalters auf 18 Jahre,  nach
dem 1969 eine Herabsetzung von 21 auf 
20 Jahre - einschliesslich des Mündig
keitsalters - beschlossen worden war. Bei 
der  Überweisung d e r  Motion sprach 
FBP-Fraktionssprecher Dr. Alois Ospelt 
in seiner Begründung die frühere Reife 
der  heutigen Jugend an,  gab aber  doch zu 
verstehen, dass jede Altersgrenze «ir

gendwie willkürlich und nicht streng ra
tional bestimmbar» erscheine. 

Damals betonte e r  auch die Zeit  des 
«Erwachsenseins», die ungefähr im Alter 
von 18 Jahren beginne, was nicht zuletzt 
durch die Verpflichtung zur Entrichtung 
von Steuern und AHV-Beiträgen, durch 
ein teilweises Erwerbseinkommen, durch 
die Möglichkeit zur Lenkung eines Mo
torfahrzeuges sowie durch das Strafrecht 
unterstrichen werde. Besonderen Wert 
aber  legte e r  auf  die Feststellung, dass die 
junge Generation ein besonderes Interes
se daran habe, bei der  künftigen Entwick
lung ihrer Heimat mitzureden: «Unser 
Land braucht die Beteiligung de r  Jugend 
und ihren zukunftsorientierten Optimis
mus.» Starke politische Veränderungen, 
gab sich Dr. Alois Ospelt überzeugt, wä
ren durch diesen Schritt nicht zu erwar
ten, «wohl aber  eine gewisse Akzentver
schiebung zum mehr dynamischen, zu
kunftsorientierten Element der  Jugend». 

Positiver Regierungsbericht 
Nachdem die Regierung einen recht 

positiven Bericht zur FBP-Motion abge
geben und zudem aufgrund der  Reaktio
nen auf die Überweisung des FBP-Vor-

stosses eine Vorlage zur Angleichung des 
Mündigkeitsalters ausgearbeitet hatte,  
stiessen beide Anträge im Landtag auf 
ein zustimmendes Echo. «Mit der  Sen
kung des Stimm- und Wahlrechtsalters», 
erklärte Dr. Alois Ospglt, «eilen wir in 
Liechtenstein der  Zeit nicht voraus. Wir 
passen uns auf d e m  Gpbiet  d e r  politi
schen Rechte lediglich e j n e r  Entwicklung 
an,  die sich in ganz Europa bereits weit
gehend vollzogen hat. Eine Mehrheit  der  
EG-Mjtglieder hat bereits das Stimm-
und Wahlrechtsalter auf  18 Jahre festge
legt. Von den 23 Staaten im Europarat  
haben 16 bereits das Stimm- und Wahl
rechtsalter von 18 Jahren.» Letzlich ist 
für ihn nicht entscheidend, wie stark die 
Herabsetzung des StiYnm- und Wahl
rechtsalters verlangt wird, sondern dass 
die Jugend mitentscheiden kann: «Die 
über 20jährigen werden ja ebenfalls nicht 
gefragt, o b  sie das Stimm- und Wahlrecht 
denn eigentlich wollen. Es geht vor allem 
darum, jenen Jugendlichen, die am staat
lichen Entscheidungsprozess mitwirken 
wollen, dies auch ermöglichen.» 

Herabsetzung des Mündigkeitsalters 
Grundsätzlich wurde vom Landtag 

auch die parallele Herabsetzung des 

Mündigkeitsalters begrüsst, doch hatten 
VU-Abgeordnete Bedenken, ob diese 
Regelung im Regierungsvorschlag bereits 
durchgehend beantragt worden ist. «Wir 
haben Mühe einzusehen», erklärte etwa 
VU-Fraktionssprecher Reinhard Walser, 
«dass diese Herabsetzung des Mündig
keitsalters nicht konsequent umgesetzt 
werden soll, dass bei einzelnen Gesetzen 
nach wie vor die Altersgrenze auf  20 Jah
re festgelegt werden soll». Insbesondere 
betrafen diese Vorbehalte das Arbeitsge
setz, wo die Regierung in ihrem Vor
schlag einen Unterschied zuwischen Ar
beitnehmern und Lehrlingen machte. 

Während einige Abgeordnete beider 
Fraktionen eine völlige Gleichstellung al
ler 18- bis 20jährigen im Arbeitsprozess 
erreichen wollten, traten andcre-für einen 
besonderen Schutz der  Lehrlinge ein. die 
nach ihrer Auffassung in einem speziellen 
Arbeitsverhältnis stehen würden. In 
einem Zusatzbericht vertritt die Regie
rung nun zu diesem Problem kreis die 
Auffassung, dass es aufgrund des Unter
schiedes zwischen Lehr- und Arbeitsver
hältnis gerechtfertigt sei. für Personen 
mit Lehrverhältnis bis zum 20. Lebens
jahr einen Sonderschutz beizubehalten. 

Entwicklung der Staatsfinanzen 
Interpellation der FBP-Fraktion zur Finanzplanung 1992-1996 

( G . M . )  - Die Finanzplanung der Re
gierung für die Jahre 1992-1996 rechnet 
bis zum Ende der Planungsperiode, so
fern die Einnahmenentwicklung im vor
gesehenen Rahmen anhält und die Auf
wendungen im geplanten Ausmass erfol
gen, mit einer ungedeckten Schuld am 
Ende der Planungsperiode. Aufge
schreckt durch diese negativen Perspekti
ven und in Sorge um die Erhaltung der 
Staatsfinanzen hat die FBP-Fraktion eine 
Interpellation ausgearbeitet, die an der 
nächsten Landtagssitzung an die Regie
rung übergeben werden soll. 

Über  die Entwicklung de r  Staatsfinan
zen hat  die FBP-Fraktion in den vergan
genen Jahren mehrfach ihrer Sorge Aus
druck gegeben und auch schon als ge
schlossene Fraktion o d e r  durch einzelne 
Abgeordnete durch die Verweigerung 
de r  Zustimmung zum vorgelegten Budget 
ein Signal gesetzt. Bisher abe r  erreichten 
diese Demonstrationen d e r  Sorge um die 
Staatsfinanzen nicht die nötige Signalwir
kung, zumal in de r  Regel am Ende  des 

Jahres eine Reihe von zusätzlichen Ein
nahmen registriert werden konnten, die 
das Rechnungsergebnis verbesserten. 

Dennoch weist die Finanzplanung de r  
Regierung für die Jahre 1992-1996 eine 
Tendenz auf, "die in Richtung Verschul
dung zeigt. Bereits während der  Budget
beratung 1992 kritisierte die FBP-Frak
tion das Vorgehen des Finanzministers, 
nicht alle absehbaren Projekte und Vor
haben in die Finanzplanung aufgenom
men und die Auswirkungen des E W R -
Vertrages nicht mitberücksichtigt zu ha
ben. Die Mehrheitspartei hielt bei ihrer 
Argumentation an den Begründungen 
des Finanzministers fest und stellte die 
Finanzlage des Staates als gut und  auch 
für die Zukunft  gesichert dar. 

Mit der  Interpellation möchte die FBP-
Fraktion nun Auskunft darüber, welche 
Ausgabenkürzungen und Einnahmenver
besserungen die Regierung dem Landtag 
vorlegen wird, um das Gleichgewicht von 
Aufwand und Ertrag sicherzustellen so
wie den Abbau  von Reserven zu begren
zen.  

Ökologische Steuerrevision? 
FBP-Fraktion will im Landtag ein Postulat über Steuern einbringen 

( G . M . )  - Wird die steuerliche Bela
stung in der Zukunft vermehrt nach öko
logischen Gesichtspunkten berechnet? 
Wenn es nach der FBP-Fraktion geht, 
sollen Steuern eine LenkungsWirkung-im 
Bereich der Ökologie haben. In der kom
menden Landtagssitzung möchte sie des
halb ein Postulat einreichen, das den 
Auftrag an die Regierung enthält, eine 
Steuerrevision in dieser Richtung zu un
tersuchen. 

Die  geplante Steuerrevision, die schon 
in den siebziger Jahren begonnen und 
dann derart lange verzögert sowie ver
wässert wurde, so dass sie schliesslich 
kaum jemand mehr wollte, ist am Volks
willen gescheitert. Die FBP-Fraktion 
möchte mit ihrem Vorstoss nun eine Prü
fung d e r  Frage erreichen, o b  bei de r  Re
vision des Steuerrechts ökologische Ge
sichtspunkte berücksichtigt werden kön
nen und o b  das Steuerrecht grundsätzlich 
ökologischen Zielsetzungen folgen 
könnte.  

In de r  Begründung zum Postulat weist 
die FBP-Fraktion darauf hin, dass mit der  
Anwendung des Verursacherprinzips, das 
heute zu den Grundpfeilern der Umwelt
politik gehöre und in verschiedenen Be
reichen vermehrt zur Anwendung kom
me, auch in unserem Land erste Elemen
te einer Umweltsteuer eingeführt worden 
seien. Aus de r  Sicht eines wirksamen 
Umweltschutzes, so die Begründung wei
ter, würden in jüngster Zeit Lenkungsab
gaben gefordert. Eine entscheidende 
Lenkungswirkung jedoch wird nach An
sicht d e r  FBP-Fraktion, die sich auf  Fach
leute beruft ,  erst eine ökologische Steuer
reform bringen.  

Die FBP-Fraktion ist sich bewusst, dass 
eine kurzfristige Umstellung des Steuer
systems in demokratischen Strukturen 
nicht möglich ist. Für  eine ökologische 
Steuerrevision brauche es ein breites Be-
wusstsein in der  Bevölkerung, wozu of
fensichtlich noch viel Überzeugungsar
beit geleistet werden muss. 

Heute neuer Roman: 

Paul Temple und 
der Fall Madison 

Sam Portland, ein millionen
schwerer amerikanischer Geschäfts
mann,  stirbt überraschend an Bord 
eines Luxusdampfers. Kurz vor sei
nem Tod hat e r  den berühmten Kri
minologen Paul Temple kennenge
lernt und ihm den Zweck seiner 
Reise nach England verraten: E r  
wollte Licht in das Dunkel seiner 
Jugend bringen, von d e r  alle Erin
nerungen wie ausgelöscht sind. Ein 
Mann namens Madison hatte ihm 
erste Informationen versprochen. 

Paul Temple und seine Frau Steve 
beschliessen, Licht in die mysteriöse 
Geschichte zu bringen. Welche Rol
le spielt Hubert  Greene,  was will 
Kelly, wie ist Portlands Tochter in 
das Geschehen verwickelt? Und 
welche Bedeutung ha t  de r  Penny, 
eine Münze, die Sam Portland hüte
te? Paul, Steve und Sir Graham von 
Scotland Yard bekommen eine 
Menge zu tun. Die Jagd nach der  
Wahrheit führt von einem Londo
ner  Nachtclub über Amsterdam zu 
einem Hausboot auf d e r  Themse.  
Dabei passiert allerlei Aufregendes. 

Botschafter Wolf hat seine Tätigkeit aufgenommen 
Antrittsbesuch von Dr. Josef Wolf beim Europaratin Strassburg-Treffen mit Präsidentin 

als Vertreter unseres Landes ab. Nach 
dem Rücktritt von Prinz Nikolaus, nach
dem e r  Botschafter Liechtensteins in 
Bern geworden war, führte Roland Mar

xer die Vertretung interimistisch weiter. 
Nun also ist die Ständige Vertretung 
Liechtensteins wiederum mit einem stän
dig residierenden Botschafter besetzt. 

( G . M . )  - Der liechtensteinische Bot
schafter beim Europarat, Dr. Josef Wolf, 
hat gestern seine Tätigkeit in Strassburg 
aufgenommen. A m  Montag traf er mit 
der Generalsekretärin des Europarates, 
Catherine Lalumiere, zusammen und 
überreichte ihr das Akkreditierungs
schreiben. Der  neue liechtensteinische 
Botschafter beim Europarat war gestern 
Mittag auch im Radio DRS 1 zu hören. 
Heute Dienstag und mörgen Mittwoch 
folgen um 13.30 Uhr weitere Teile eines 
Gesprächs. 

D e r  Europarat ,  der  in den letzten Jah
ren im Schatten d e r  europäischen Inte
grationsentwicklung stand, ha t  mit den  
Umwälzungen in Osteuropa neuen Auf
schwung erhalten. Verschiedene Länder  
des ehemaligen Ostblocks sind bereits 
dem Europarat  als Mitglied beigetreten 
o d e r  haben Beitrittsgesuche gestellt. Dr .  
Josef Wolf, de r  neue Botschafter Liech
tensteins beim Europarat ,  erklärte auf 
Anfrage a m  Montag, dass e r  die Rolle 
des Europarates auch in Zukunft  als be 
deutsam erachte, weil sich d e r  Europarat  
nicht 'nur  mit Wirtschaftsfragen beschäf
tige. 

Dr. Josef Wolf löst als Liechtensteins 
Botschafter in Strassburg Prinz Nikolaus 
sowie Roland Marxer, den Leiter des Dr. Josef  Wolf, früherer Amtsvorstand des Schulamtes, hat gestern Montag seine 
Amtes  für  Auswärtige Angelegenheiten, Tätigkeit als Botschafter Liechtensteins beim Europarat in Strassburg aufgenommen. 

KOMMENTAR 
Früher wurden die Überbringer schlech

ter Nachrichten, berichten geschichtliche 
Werke, u m  einen K o p f  kürzer gemacht. 
Ein erstes Zeichen des Zornes oder eine 
ßefreiungstat - vielleicht spielte das eine 

oder andere eine Rolle, vielleicht auch eine 
Kombination beider Möglichkeiten. Bis 
zur heutigen Zeit haben sich die Sitten und  
Gebräuche zwar etwas geändert, doch das 
Denken ist bei einigen offensichtlich auf 
dem Stand dieser Kopf-ab-Zeiten stehen
geblieben. Zumindest erweckte das 
«Liechtensteiner Vaterland» mi t  einem 
Kommentar in der Ausgabe v o m  Samstag 
diesen Eindruck, als nicht die Problematik 
des Abstimmungsergebnisses über das 
Staatsvertragsreferendum erörtert, son-

Demokratie ist Risiko? 
d e m  jene Personen beschimpft wurden, 
die etwas kritische Äusserungen über den 
Zusammenhang zwischen der Aussenpoli-
tik des Regierungschefs u n d  d e m  Abst im-
mungsresultat in der Öffentlichkeit getan 
hatten. 

Dabei hatte sich das «Vaterland» eigent
lich selbst in diese Zwangslage gebracht, 
indem es vor der Abstimmung weitgehend 
nur  jene Stimmen berücksichtigte, welche 
die Version des Regierungschefs u n d  sei
ner Getreuen stützten, die sich - gemessen 
am Abstimmuhgsresultat - weit v o m  Volk 
abgesetzt hatten. Wer hingegen das Pro 
u n d  Contra gleichberechtigt als ernstzu-
nehmende Argumente abwägte, u m  sich 
daraus als mündiger Bürger eine Meinung 
zu bilden, dem wurde «Witulfahnenpoli-
tik•> und  mangelnde Verantwortung vorge
worfen. 

Die Stinunbürgerinnen und  St immbür
ger aber haben doch mit ihrem Votum eine 
überaus klare Stellungnahme abgegeben, 
und  zwar unbeeindruckt von der Vaterlän
dischen Union (VU), die gar die Vertrau
ensfrage mi t  dieser Abst immung verband. 
«Die Initianten sagen», hiess es i m  Sprach
rohr der VU, «es gehe lim mehr  Volks
rechte, in Tat und  Wahrheit aber geht es  
darum, o b  wir noch fähig sind, denen z u  
vertrauen, die wir selbst als unsere Reprä
sentanten bestimmten.» 

Die Vertrauensfrage scheint also mit  al
ler Deutlichkeit beantwortet zu sein, s o  
dass sich Rundumschläge nach verlore
nem Abst immungskampf  eigentlich erüb
rigen würden. Einen zwiespältigen Ein
druck hinterUisst freilich, dass jetzt diese 
Vertrauensfrage einfach vergessen wird. 
Und ebenso zwiespältige Eindrücke er
weckt das von der VU-Presse nach der 
Abst immung verbreitete Schlagwort: «De
mokratie ist Risiko». Möchte die V U  das 
Risiko minimieren? Möchte sie das Risiko 
ausschalten? Diese Fragen ziehen einen 
Erklärungsbedarf nach sich, nicht die Fra
ge nach der Position, ob  einer richtig oder 
nicht gestanden ist. ( G . M . )  

Schweiz: Sorge über 
Radikalismus 

Bern (AP)  In d e r  Schweiz gibt es kei
nen politischen Extremismus, d e r  die in
nere Sicherheit gefährdet. Besorgniserre
gend sind nach Einschätzung des Bundes
rates jedoch die zunehmenden Anschläge 
auf Asylbewerber, de r  allgemeine Frem-
denhass sowie Gewaltakte unter  Auslän
d e m .  Als unbefriedigend stuft Bundesrat  
Arnold Koller die Zusammenarbeit  mit 
den Kantonen bei der  Aufklärung von 
Anschlägen ein. Deshalb will e r  mit neu
en Richtlinien die «Negativliste» des  
Staatsschutzes präzisieren. Auch soll die 
Bundesanwaltschaft den Kampf gegen 
Schutzgeldzahlungen d e r  kurdischen 
PKK koordinieren. 

D e r  Bundesrat  kommt  in dem 70sciti-
gen Bericht zum Schluss, dass es  in d e r  
Schweiz keinen politisch bedeutenden 
Extremismus von links und rcchts gibt 
und  eine zentral gesteuerte Täterschaft» 
bei gewalttätigen Übergriffen ausge
schlossen werden kann. Besorgniserre
gend seien aber  die rassistisch motivier-:  

ten Anschläge gegen Ausländer, extremi
stische Übergriffe unter  Ausländergrup-
pen selber sowie offene und latente frem-
denfeindlichc Strömungen, sagte Koller 
am Montag vor d e r  Presse. 


